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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 7 


(Nr. 6024.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 13. Februar 1865., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Elsdorf an der Coͤln-Luͤtticher Staatsſtraße, im Kreiſe 
Bergheim, Regierungsbezirk Coͤln, nach Buir. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Gemeinde— 
Chauſſee von Elsdorf an der Coͤln⸗Luͤtticher Staatsſtraße, im Kreiſe Bergheim, 
Regierungsbezirk Coͤln, nach Buir genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den 
Gemeinden Eſch, Heppendorf und Buir das Expropriationsrecht fuͤr die zu 
dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme 
der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der fuͤr die 
Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zu⸗ 
gleich will Ich den genannten Gemeinden gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 
geldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats- Chauffeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 13. Februar 1865. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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Ausgegeben zu Berlin den 16. Mär; 1865, 


Ven mit Ihrem Berichte vom 18. Februar d. J. Mir vorgelegten und 
beigehend zuruͤckfolgenden, von den reglementsmaͤßig dazu erwaͤhlten Deputirten 
beantragten, und nach Ihren Vorſchlaͤgen modffizirten Zuſaͤtzen und Aen⸗ 
derungen zu dem Revidirten Reglement der Immobiliar⸗Feuerſozietaͤt der ſaͤmmt⸗ 


/ berg und 
560. 
nigung, un 
0 ngen d 
Berlin, den 8 . 
Gr. zu Eulenburg. 
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Nit Aft 


Ergänzungen und Abänderungen 
des 


Revidirten Reglements der Immobiliar⸗Feuerſozietät der ſämmt⸗ 
lichen Städte des Regierungsbezirks Königsberg, mit Ausnahme 
von Königsberg und Memel, und des Regierungsbezirks 
Gumbinnen vom 18. November 1860. 


Zu H. 3. 
Der H. 3. erhaͤlt folgenden Zuſatz: 


Es koͤnnen außerdem ſolche Gebaͤude verſichert werden, welche, ob⸗ 
gleich nicht im ſtaͤdtiſchen Gemeindebezirke belegen, den Kaͤmmereien 
oder in der Stadt beſtehenden Stiftungen gehoͤren. 


Zu F. 6. 
Der H. 6. erhalt folgende Faſſung: 


Auch andere als die vorgenannten Gebaͤude duͤrfen dann nicht auf⸗ 
genommen und muͤſſen von der ferneren Verſicherung ausgeſchloſſen 
werden, wenn ſie ſo baufaͤllig ſind, daß ihre Bewohnung oder Be⸗ 
nutzung polizeilich unterſagt iſt. 


Zu H. 7. 


Die Direktion hat uͤber die Gruͤnde, aus denen ſie einem Bewerber den 
Eintritt in die Sozietät verſagt, den Repräſentanten bei deren naͤchſtem Zu⸗ 
ſammentritte unaufgefordert Auskunft zu geben. f 

Zwiſchen den H. 7. und 8. wird folgende neue Beſtimmung einge⸗ 
ſchaltet: d 

$. 7. a. 


Ruͤckverſicherung. 


Der Direktion iſt geſtattet, ſowohl für einzelne Riſikos wie für 


mehrere Gebäude Ruͤckverſicherung zu nehmen. 

Das Verhaͤltniß der Verſicherten zur Sozietät, ſowie das Recht 

der Hypothekenglaͤubiger erleidet Herde keine Abänderung, al 
1 


(Nr. 6025.) Zu 


— 
Zu H. 13. und Alineg 2. H. 36. 
Der H. 13. fällt fort. 


5 Zu $$. 14. 26. und 86. 
In die Stelle des letzten Alinea des H. 14. tritt folgende Beſtimmung: 


Die Abſendung des Verſicherungsantrages muß innerhalb drei 
Tagen nach der Einreichung erfolgen. Dem Verſicherten iſt hier⸗ 
uͤber auf Verlangen eine Beſcheinigung zu ertheilen. 

Der Austritt oder die Herunterſetzung darf nur mit dem 
1. Januar erfolgen und muß ſpaͤteſtens bis zum vorhergehenden 
1. Oktober dem Magiſtrate angezeigt werden. Der Ausſcheidende 
hat auch diejenigen außerordentlichen Beiträge zu berichtigen, welche 
zur Deckung der bis zum Austritte ſtattgefundenen Brandſchaͤden er⸗ 
forderlich ſind. 


H. 86. fallt fort. 
Zu $$. 18. und 83. 


In die Formulare zu den Gebaͤudebeſchreibungen und Kataſtern find 
ftatt der halbjaͤhrigen die Beiträge für ein ganzes Jahr nebſt den reglements⸗ 
17 etwa erforderlichen Zuſchlaͤgen (Zuſatz zu H. 29. und zu $. 51.) auf 
zunehmen. i 
Weitere Aenderungen dieſer Formulare bedürfen lediglich der Geneh⸗ 
migung der Repraͤſentanten. 


Zu H. 19. 


; Die Gebaͤudebeſchreibung ift nur in zwei Exemplaren auszufertigen, von 
denen eines dem Beſitzer, das zweite dem Magiſtrate zugeſtellt wird. 


Zu $$. 25. und 76, 
Mit Ausſchluß der Reviſion einzelner Verſicherungen duͤrfen Reviſionen 


nur mit Genehmigung der Repraͤſentanten von der Direktion angeordnet 


werden. 
Im H. 76. iſt ſtatt des Wortes „Reviſion“ — „Reiſen“ zu ſetzen. 


Zu H. 29. 
Abſatz 4. dahin lautend: N 
„Ueberall werden Gebaͤude, die, in ununterbrochenem Zuſammenhange 


gebaut, unter einem Dache liegen, als ein Ganzes behandelt und 
nach dem Theile, welcher der feuergefaͤhrlichſte iſt, klaſſifizirt“. 


fäaͤllt fort. 8 


In 
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In Stelle des folgenden Alineg 5. tritt nachſtehende Beſtimmung: 


Wird die Feuergefaͤhrlichkeit eines Gebaͤudes durch die Art ſeiner 
Benutzung oder durch die Nähe eines der im $. 4. bezeichneten 
Gebaͤude mehr als gewoͤhnlich erhoͤht, ſo iſt zu dem Klaſſenbeitrage 
noch ein Zuſchlag zu erheben, welcher bis zur Haͤlfte dieſes Beitrages 
als Maximum nach der Beſchaffenheit des einzelnen Falles von der 
Direktion auf das Gutachten des betreffenden Magiſtrats feſtgeſetzt wird. 


Der letzte Abſatz erhaͤlt folgende Faſſung: 


Abbauten, die von der naͤchſten Ortſchaft mindeſtens 600 Fuß und 
von anderen Abbauten mindeſtens 300 Fuß entfernt ſind, ſollen fuͤr 
iſolirt gelten, wenn die dazu gehoͤrigen Gebaͤude auch unter einander 
nach obigen Beſtimmungen nicht iſolirt liegen. 


Zu $ 33. 
Der ordentliche jaͤhrliche Beitrag wird in der I. Klaſſe 


fur iſolirte Gebaͤude auß a 2 Sgr. 6 Pf. 
b) für nicht iſolirte Gebaͤude aun e Dre Me 


herabgeſetzt. 
Zu HH. 34. 72. 73. und 79. Nr. 1. 


Der Verwaltungskoſten⸗Etat wird kuͤnftig fuͤr die Zeit von einer Reglements⸗ 
Reviſion bis zur anderen durch die nach H. 34. zur Reviſion einzuberufenden 
Deputirten feſtgeſtellt. Die Repraͤſentanten haben denſelben bei ihrem letzten 
Zuſammentritte vor der Reoiſion vorzubereiten und zu begutachten. 

Bis zur nachſten Reglementsreviſion wird er wie bisher, jedoch ohne 
Unterabtheilungen ($. 73.), von den Repraͤſentanten feſtgeſtellt. 


Zu H. 35. 


Die durch den $. 35. und den Zuſatz zum Alinea 5. des F. 29. bedingte 
Zahlung hoͤherer Beiträge beginnt mit dem erſten Tage des Monats, in welchem 
die Veränderung ſtattgefunden hat. 5 ü 

Iſt die Veränderung von ſolcher Art, daß das Gebaͤude dadurch in 
eine zu niedrigeren Beitraͤgen verpflichtete Klaſſe tritt, ſo ſind von dem erſten 
Tage des auf die daruber erſtattete Anzeige folgenden Monats nur die Beitraͤge 
dieſer Klaſſe zu entrichten. 


Zu $. 51. 


Der Beſitzer eines verſicherten Gebaͤudes, in dem Gaserleuchtung ſtatt⸗ 
findet, iſt berechtigt, für Gebaͤudebeſchaͤdi ung durch Gasexploſionen, welche 
keinen Brandſchaden mit ſich fuͤhren, Ver icherung zu nehmen. Hierfür iſt 105. 
der ſonſtigen reglementsmaͤßigen Beitraͤge als Zuſchlag zu entrichten. 3 

(Nr. 6025.) u 


zu 8. 685 68 nd 1 

Die Brandſchadenverguͤtung wird auf einmal und, ohne daß der Nach⸗ 

weis der Verwendung derſelben in den Wiederaufbau gefuͤhrt zu werden braucht, 

binnen zwei Monaten nach der Anzeige des Brandſchadens, unter allen Um⸗ 

ſtaͤnden jedoch erſt dann gezahlt, wenn es feſtſteht, daß gegen den Beſchaͤdigten 

keine Veranlaſſung zum Einſchreiten wegen vorſaͤtzlicher Brandſtiftung vorliegt. 
Die HH. 63. und 64. fallen fort. l 


Zu F. 67. 
In die Stelle des H. 67. tritt folgende Beſtimmung: 


Wenn auf dem Grundſtuͤcke, auf welchem das abgebrannte Gebaͤude 
geſtanden hat, Hypothekenſchulden oder andere Realverpflichtungen 
eingetragen, und ſolche in dem Kataſter vermerkt ſind, ſo wird die 
Entſchaͤdigung nicht anders als Behufs der Wiederherſtellung des 
Gebaͤudes und nachdem dieſelbe geſichert worden, gezahlt, falls die 
Hypothekenglaͤubiger und Realberechtigten nicht etwa in die unbedingte 
Auszahlung ausdruͤcklich willigen. 


| Zu H. 68. 

Statt der Worte „außerhalb des Bezirks der betreffenden Regierung“ 
(Zeile 3. und 4.) iſt zu ſetzen: „außerhalb des Bezirks der Sozietaͤt“ (vergl. 
Zuſat zu H. 70. 

. Zu FH. 70. ö 1 
Es beſteht kuͤnftig nur eine Direktion der Sozietät, und zwar in Königs⸗ 
berg. Die Geſchaͤfte derſelben werden unter der Firma: „Oſtpreußiſche Feuer⸗ 


Sozietaͤts⸗Direktion“ einſtweilen von einem Mitgliede der Königlichen Regierung 1 


in Königsberg mit Zuziehung eines Juſtitiars derſelben geführt. Der Juſtitiarius 
vertritt den Direktor bei deſſen Behinderung. Beide werden von den Disziplinar⸗ 
Miniſtern ernannt. 


15055 8 Zu F. 71. 
In Stelle des H. 71. tritt folgende Beſtimmung: 


rungs⸗Hauptkaſſen zu Königsberg und Gumbinnen gegen Empfang 

eines angemeſſenen Gehaltszuſchuſſes aus der Feuerſozietaͤtskaſſe, aus 

welcher auch ein nach der Dauer der Dienſtleiſtung für die Sozietaͤt 

und nach der Hoͤhe des Zuſchuſſes zu berechnender verhaͤltnißmaͤßiger 

Theil zu der dem betreffenden Buchhalter zu bewilligenden Penſion 
eintretenden Falls gezahlt werden muß. 


a ind, Zu H. 72. 8 
Die Bürean- und Unterbeamten der Sozietät werden in Betreff ihrer 


Die Kaſſengeſchaͤfte der Feuerſozietaͤt behalten einſtweilen die Regie⸗ ; 


Pen: 
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Penſionirung nach den für Staatsbeamte beſtehenden Grundſaͤtzen behandelt, 


haben alſo auch, wie dieſe, Penſionsbeitraͤge zu entrichten; jedoch ſteht ihnen 
nur nach Maaßgabe der Dienſtzeit bei der Sozietät an letztere der Anſpruch 
auf Penſion zu. 

i Zur Remuneration der Magiſtratsbeamten wird Ein Prozent der von jeder 
Stadt gezahlten Feuerſozietaͤts⸗Beitraͤge ausgeſetzt. Von dieſer Summe erhält 
das die Feuerſozietäts⸗Angelegenheiten bearbeitende Magiſtratsmitglied zwei Drit- 
tel, der die Beitraͤge erhebende Kaͤmmereikaſſen-Rendant ein Drittel. 


Zu H. 77. 


Die Wahl der Repraͤſentanten erfolgt mit abſoluter Stimmenmehrheit 
durch Stimmzettel. 72 
Zu H. 78. f 

Die Repraͤſentanten werden von der Direktion jaͤhrlich in der erſten 
Halfte des Monats Juni nach Königsberg einberufen und tagen unter der 
Leitung eines aus ihrer Mitte gewählten Vorſitzenden. In dringenden Fällen, 
und wenn die Mehrzahl derſelben darauf antraͤgt, muͤſſen ſie außerordentlich 
einberufen, ebenſo kann jederzeit ihr ſchriftliches Votum erfordert werden. 


Zu H. 79. 
In Stelle des H. 79. tritt folgende Beſtimmung: 
Die Repraͤſentanten find befugt: 17 f 
1) von allen Schriftſtuͤcken, welche die Geſchaͤftsfuͤhrung der Sozie⸗ 
tat betreffen, jederzeit Einſicht zu nehmen, die ganze Verwal⸗ 
tung zu uͤberwachen und uͤber alle Angelegenheiten derſelben 
Beſchluͤſſe zu faſſen, — insbeſondere aber 

2) die von dem Rendanten abgelegte und von der Direktion revi⸗ 
dirte Jahresrechnung zu ſuperrevidiren und zu dechargiren, ö 

3) auf den Vorſchlag der Direktion innerhalb der Etatsgrenzen 
außerordentliche Gratifikationen zu bewilligen, } 

4) auf den Vorſchlag der Direktion nach vorheriger Prüfung des 
Juſtitiarius aus dem Vermögen der Sozietaͤt Darlehne zu 
bewilligen, wobei die Sozietaͤtsmitglieder vorzugsweiſe beruͤck⸗ 
ſichtigt werden ſollen, 

5) den An- und Verkauf von Grundſtücken und Gerechtigkeiten 
zu genehmigen, 

6) uͤber die Anſtellung von Regreßklagen und Beſchwerden, und 

7) über die Ausſchließung einzelner Sozietaͤtsmitglieder ($. 7. des 
Reglements) zu beſchließen, 


8) die etatsmaͤßig anzuſtellenden Buͤreau⸗- und Unterbeamten aus 
Gr. 6025.) den 
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den dazu von der Direktion vorzuſchlagenden Kandidaten zu 
waͤhlen, ſowie deren Penſionirung zu genehmigen. a | 
Die Repräſentanten find nur beſchlußfaͤhig, wenn mindeſtens 
drei von ihnen anweſend ſind. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 
Stimme des Vorſitzenden. Bei der jedesmaligen Reglementsreviſion 
($. 34. des Reglements) haben fie über den letztverfloſſenen fuͤnfjaͤhrigen 
Zeitraum ſchriftlichen Bericht zu erſtatten. 


Zu F. 80. 
In Stelle des H. 80. tritt folgende Beſtimmung: 


Die Beftätigung der von den Repraͤſentanten gewählten Beamten, die 

Genehmigung des Etats und die Entſcheidung in allen Streitfaͤllen 

zwiſchen der Direktion und den Repraͤſentanten ſteht dem Oberpraͤſi⸗ 
ö denten und in hoͤherer Inſtanz dem Miniſter des Innern zu. 


Zu F. 81. 


Die Reiſekoſten werden nach der Meilenzahl vom Wohnorte der Repraͤ⸗ 
ſentanten im Bezirke der Sozietaͤt bis Koͤnigsberg berechnet. f 


. 


Im Falle etwaiger Aufloͤſung der Sozietaͤt wird das vorhandene Ver⸗ 
moͤgen derſelben an die alsdann vorhandenen Aſſozürten nach Ver⸗ 
haͤltniß der Verſicherungsbetraͤge vertheilt. 


Zu $. 113. 
Der Koſtenpunkt beim ſchiedsrichterlichen Verfahren wird nach den all- 
gemeinen geſetzlichen Beſtimmungen erledigt. 
Zu H. 122. Alinea 1. 


Die Beihuͤlfe für einzelne Gemeinden zur Anſchaffung von Spritzen darf 


Zu H. 96. 
Der H. 96. erhaͤlt folgenden Zuſatz: g 
die Direktion nur im Einverſtaͤndniß mit den Repraͤſentanten bewilligen. 

ö 
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a. 


(Nr. 6026.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 27. Februar 1865., betreffend die Genehmigung von 
Zuſaͤtzen und Aenderungen zu dem Revidirten Reglement der Immobiliar⸗ 
Feuerſozietaͤt der landſchaftlichen nicht aſſoziationsfaͤhigen ländlichen Grund⸗ 

beſitzer in den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen, mit Ein⸗ 

ſchluß der laͤndlichen Grundſtuͤcke in dem zum Mohrunger landſchaftlichen 


Departement gehoͤrigen Theile des Regierungsbezirks Marienwerder vom 
18. November 1860. 


Da mit Ihrem Berichte vom 18. Februar d. J. Mir vorgelegten und bei⸗ 
1 zurückfolgenden, von den reglementsmaͤßig dazu erwählten Deputirten 
5 eantragten, und nach Ihren Vorſchlaͤgen modiflzirten Zuſaͤtzen und Aenderungen 

zu dem Revidirten Reglement der Immobiliar⸗Feuerſozietaͤt der landſchaftlichen 
nicht aſſoziationsfaͤhigen laͤndlichen Grundbefißer in den Regierungsbezirken 
Koͤnigsberg und Gumbinnen, mit Einſchluß der laͤndlichen Grundſtücke in dem 
zum Mohrunger landſchaftlichen Departement gehörigen Theile des Regierungs⸗ 
bezirks Marienwerder vom 18. November 1860. (GeſetzSamml. 1860. S. 561.) 
ertheile Ich hiermit Meine Genehmigung und weiſe Sie an, dieſen Meinen 
Erlaß nebſt den Zuſaͤtzen und Aenderungen durch die Geſetz-Sammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 27. Februar 1865. 


Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


An den Miniſter des Innern. 
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Ergänzungen und Abänderungen 


des 


w 


Revidirten Reglements für die Immobiliar⸗Feuerſozietät der land⸗ 
ſchaftlich nicht aſſoziationsfähigen ländlichen Grundbeſitzer in den 
Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen, mit Einſchluß 
der ländlichen Grundſtücke in dem zum Mohrunger landſchaft⸗ 
lichen Departement gehörigen Theile des Regierungsbezirks 


Marienwerder vom 18. November 1860. 


Zu H. 9. 


Der letzte Satz erhält nachſtehende Faſſung: 


Auch ſoll es einzelnen Beſitzern, welche ihre bei der Sozietaͤt auf⸗ f 


nahmefaͤhigen Gebaͤude anderweit gegen Feuersgefahr bereits verſichert 


haben, nichtsdeſtoweniger geſtattet ſein, mit anderen Gebaͤuden deſ⸗ 
ſelben Grundſtuͤcks in dieſe Sozietaͤt unter der Bedingung einzutreten, 


daß nach Ablauf eines Jahres auch jene Gebaͤude in dieſer Sozietaͤt 


verſichert werden. 


Zwiſchen den $$. 11. und 12. wird folgende neue Beſtimmung einge⸗ 


8 H. 11. a. 
Ruͤckverſicherung. f ö 
Die Sozietaͤtsverwaltung iſt befugt, bei anderen Verſicherungs⸗ 1 
anftalten, welche zu dergleichen Gefchäften im Preußiſchen Staate 
ermächtigt find, Ruͤckverſicherung zu nehmen. 
Die Direktion hat zu beſtimmen, unter welchen Bedingungen 


und mit welchen Verſicherungsanſtalten ſolche Ruͤckverſicherungsnahmen 


eingegangen werden konnen, jedoch darf dies nur mit Genehmigung 
der Repraͤſentanten geſchehen. 


Zu $$. 12. 18. 


Supplementkataſter ſollen nicht mehr zur Anwendung kommen une Da i 
i a Ka- 
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Kataſter nicht ortſchaftsweiſe, ſondern von jedem Verſicherungsnehmer fuͤr fein 
Grundſtuͤck gefertigt werden. Die rechtliche Wirkung derjenigen Verſicherung, 
welche im Laufe des Jahres nachgeſucht wird, tritt, wenn ſie genehmigt wird, 
mit dem Beginne desjenigen Tages ein, an welchem das nach H. 18. 


gehörig eingerichtete und beſcheinigte Kataſter bei der Direktion praͤſentirt 
worden iſt. 


| 

| 

| | Zu H. 14. Alinea 3. 

Allen Verſicherungsnehmern (nicht blos den Beſitzern maſſiver Gebaͤude) 
| foll es freiſtehen, ihre Gebaͤude mit Ausſchluß der maffiven Mauern, Schorn- 
| 


fteine und Keller zu verfichern, was ſodann im Kataſter bei den betreffenden 
Gebaͤuden ausdruͤcklich vermerkt werden muß. 


Zu H. 19. 

Wenn der Ortsvorſtand das Kataſter zu beglaubigen ohne genuͤgenden 
Grund ſich weigert, ſo ſteht dem Bezirkskommiſſarius das Recht zu, die zwei 
nächſtwohnenden Verſicherten zur Beglaubigung des Kataſters zuzuziehen. Es 
iſt alsdann eine kurze Verhandlung uͤber den Vollziehungsakt aufzunehmen 
und dem Einſendungsbericht beizufuͤgen. 

Zu H. 26. Alinea 2. 

Die nothwendige Herunterſetzung der Verſicherungsſumme geſchieht beim 

Widerſpruche der Verſicherten nach vorheriger ſchiedsrichterlicher Taxe (F. 20.). 
Zu H. 33. N f 

Die Anſammlung des Reſervefonds findet ohne Ruͤckſicht auf die Höhe 

der Beiträge bis zur Summe von 500,000 Rthlr. ſtatt. ; 
Zu F. 35. 


Es beſtehen in der Sozietät kuͤnftig nur drei Klaſſen, und es gehören 
zur erſten Klaſſe 


1 7 
i alle maſſiven Kirchen und fonftigen maffiven Gebäude mit maſſivem 


Dache und Giebel; 
zur zweiten Klaſſe 
die bisher zur dritten, 
zur dritten Klaſſe N 
die bisher zur vierten Klaſſe gehoͤrig geweſenen Gebaͤude. 


Zu h. 38. 
Der ordentliche Beitrag wird fuͤr jede Jahresrate 


in der erſten Klaſſe auf ſieben Silbergroſchen ſechs Pfennige, 
(Nr. 6026.) 14* 


Ey Nr n ee a. 


in der zweiten Klaſſe auf zehn Sülbergroſchen, 
in der dritten Klaſſe auf funfzehn Silbergroſchen 


von jedem Einhundert Thaler des Verſicherungswerthes beſtimmt. Bei Wind⸗ 
muͤhlen wird ein Zuſchlag von Einhundert Prozent zu dem ordentlichen Bei⸗ 
tragsſatze der dritten Klaſſe gemacht. 


Zu HH. 39. 91. 92. und 100, Nr. 1. 


Der Berwaltungskoften- Etat wird kuͤnftig für die Zeit von einer Re⸗ 
glementsreviſion bis zur anderen durch die nach H. 39. zur Reviſion einzuberu⸗ 
fenden Deputirten feſtgeſtellt. 

Die Repraͤſentanten haben denſelben bei ihrem letzten Zuſammentritte vor 
der Reviſion vorzubereiten und zu begutachten. 

Bis zur naͤchſten Reglementsreviſion wird der Etat wie bisher, jedoch 
ohne Unterabtheilungen, von den Repraͤſentanten feſtgeſtellt. | 


Zu H. 41. 


Werden im Laufe eines Verſicherungsjahres ſolche bauliche Veraͤnderungen 
vorgenommen, welche die Verſetzung eines Gebaͤudes aus einer zu hoͤheren 
Beitraͤgen verpflichteten Klaſſe in eine zu geringeren Beitraͤgen beſtimmte Klaſſe 
zur Folge haben, ſo tritt die Verſetzung in die niedrigere Klaſſe zwar ſofort 
ein, die Beiträge werden jedoch nur von demjenigen Betrage, um welchen etwa 
die Verſicherungsſumme erhoͤht worden iſt, in der neuen Klaſſe berechnet, 
waͤhrend von der bisherigen Verſicherungsſumme der Beitrag der bisherigen 
Klaſſe bis zum Jahresſchluſſe berichtigt werden muß. a 


Zu H. 49. Alineg 2. und $. 50. 


Bei partiellen Beſchaͤdigungen wird die Taxe in der Regel nach $$. 46. bis 
48. von dem Bezirkskommiſſarius und den beiden zur Brandſchadensaufnahme 
zugezogenen unbetheiligten Mitgliedern unter Mitzuziehung des Dorfſchulzen 
oder Dorfaͤlteſten aufgenommen, und nur in dem Falle, wenn der Beſchaͤdigte 
oder die Direktion mit der hiernach ermittelten Quote nicht zufrieden iſt, muß 
ein bauverſtaͤndiger Werkmeiſter von dem Bezirkskommiſſarius zugezogen und, 
wenn der Beſchaͤdigte darauf angetragen hat, von dieſem mittelſt freier Fuhre 
herbeigeholt werden. 


Zu H. 52. f 

Die Beſchaͤdigung der Druckſpritzen iſt dem Ortsvorſtande oder Feuer⸗ 

loͤſchkommiſſarius beziehentlich dem Bezirkskommiſſarius anzuzeigen. 
Zu H. 59. N 


Iſt der Verſicherte, erſt nachdem er die Brandſchadenverguͤtung empfangen “a 

hat, wegen vorfäglicher Brandſtiftung zur Unterſuchung gezogen und beſtraft 

worden, ſo kann die Sozietät die Ruͤckerſtattung der gezahlten Vergütung, 0 f 
| fünf 


u 


fünf Prozent Zinfen vom Tage der erfolgten Zahlung, von dem Beſchaͤdigten 
fordern. 


Zu H. 65. 
In Stelle des H. 65. treten folgende Beſtimmungen. 


Der Brandſchaden, welcher durch kriegeriſche Ereigniſſe herbeigefuͤhrt 
wird, iſt von der Sozietaͤt nach folgenden Maaßgaben zu verguͤten: 


a) Fuͤr derartige Brandſchaͤden koͤnnen an Beiträgen im Ganzen alljährlich 
nur hoͤchſtens zwei Thaler pro mille im Durchſchnitt auf die Ver⸗ 
ſicherungsſumme aller Klaſſen bis zur vollſtaͤndigen Entſchaͤdigung, 
welche allmaͤlig pro rata erfolgt, Gi werden. 


b) Die Repartition dieſer Beiträge erfolgt mittelſt abgeſonderter Aus⸗ 
ſchreiben, und zwar auf diejenigen Perſonen, welche zur Zeit des 
Brandſchadens Mitglieder der Sozietät waren, beziehungsweiſe auf 
deren der Sozietät angehoͤrende Beſitznachfolger, nach Höhe der zu 
gedachter Zeit beſtandenen Verſicherungen und ihrer Beitragsverhaͤltniſſe. 

Sollten daher vor vollſtaͤndiger Abwickelung dieſer Brandent⸗ 
ſchaͤdigungs⸗Verpflichtungen Intereſſenten aus dem Sozietaͤtsverbande 
ausſcheiden, ſo ſind dieſelben verpflichtet, den nach vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen fie treffenden Beitrag, und zwar vor dem Ausſcheiden, 
auf einmal und im Ganzen an die Ssziekaͤt abzufuͤhren. 


c) Alle Anſpruͤche des Verſicherten auf Entſchaͤdigung, welche wegen 
Kriegsſchaͤden aus dieſſeitigen Staatsfonds oder von auswaͤrtigen 
Staaten gewaͤhrt wird, gehen kraft der Verſicherung auf die Sozietät 
inſoweit über, als dieſe die Entſchaͤdigung bereits geleiſtet hat oder 
dafür verhaftet iſt. 

Geht dieſe Entſchaͤdigung von den kriegfuͤhrenden Staaten 
fruͤher ein, bevor die Berungluͤckten mit ihren Anſpruͤchen nach der 
Beſtimmung add a. befriedigt find, fo muß die Sozietaͤt die noch zu 
zahlende Entſchaͤdigung vollftändig entrichten. 


Ob waͤhrend des Krieges vorfallende Brandſchaͤden in die obige Br 


Kategorie zu rechnen find, hat die Direktion mit Vorbehalt des Re⸗ 
kurſes oder des ſchieds richterlichen Verfahrens zu entſcheiden. 


Zu gg. 70. 71. 72. 74. 82. 83. 


Die Brandſchadenverguͤtung wird auf einmal und ohne daß der Nachweis 
der Verwendung derſelben in den Wiederaufbau gefuͤhrt zu werden braucht, 
binnen zwei Monaten nach der Anzeige des Brandſchadens, unter allen Um⸗ 
ſtaͤnden jedoch erſt dann gezahlt, wenn es feſtſteht, daß gegen den Beſchaͤdigten 
keine Veranlaſſung zum Einſchreiten wegen vorfäßlicher Brandſtiftung vorliegt. 


Die g. 70. 71. 72. 74. 82. und 83. fallen fort. 
(Nr. 6026.) Zu 


Zu 
In Stelle des H. 77. tritt folgende Beſtimmung: 


Der Bezirkskommiſſarius hat für die Unterſuchung des vorgefallenen 
Brandſchadens und die Aufnahme der desfallſigen Verhandlung bei 
Entfernungen von einer Viertel Meile und mehr von ſeinem Wohn⸗ 
orte Diäten und Meilengelder zu erhalten. An Diäten werden 
2 Thaler, wenn aber zu der Reiſe und Brandſchadens aufnahme nicht 
mehr als ein halber Tag verwendet iſt, 1 Thaler, an Meilengelder 


15 Silbergroſchen pro Meile, auch wenn die Entfernung nicht eine 


volle Meile betraͤgt, gezahlt, und zwar aus dem Sozietaͤtsfonds. 


Zu H. 86. 
In die Stelle des F. 86. tritt folgende Beſtimmung: 


Wenn auf dem Grundſtuͤcke, auf welchem das abgebrannte Gebaͤude 
geſtanden hat, Hypothekenſchulden oder andere Realverpflichtungen 
eingetragen, und ſolche in dem Kataſter vermerkt ſind, ſo wird die 
Entſchaͤdigung nicht anders als Behufs der Wiederherſtellung des 
Gebäudes und nachdem dieſelbe gefichert worden, gezahlt, falls die 
Hypothekenglaͤubiger und Realberechtigten nicht etwa in die unbedingte 
Auszahlung ausdruͤcklich willigen. 


Zu H. 89. 


i Es beſteht kuͤnftig nur eine Direktion der Sozietaͤt und zwar in Koͤnigs⸗ 
berg. Die Geſchaͤfte derſelben werden unter der Firma „Oſtpreußiſche Feuer⸗ 
ſozietaͤts⸗Direktion“ einſtweilen von einem Mitgliede der Königlichen Regierung 
in Koͤnigsberg mit Zuziehung eines Juſtitiarius derſelben gefuͤhrt. Der Juſti⸗ 
tiarius vertritt den Direktor bei deſſen Behinderung. Beide werden von den 
Disziplinar⸗Miniſtern ernannt. ; 


Zu $$. 90. 123. 
In die Stelle des H. 90. tritt folgende Beſtimmung: 
Die Kaſſengeſchaͤfte der Feuerſozietaͤt behalten einſtweilen die Regie⸗ 
rungs⸗Hauptkaſſen in Königsberg und Gumbinnen gegen Empfang 
eines angemeſſenen Gehaltszuſchuſſes aus der Feuerſozietaͤtskaſſe, 
aus welcher auch ein nach der Dauer der Dienſtleiſtungen fuͤr die 
Sozietaͤt und nach der Hoͤhe des Zuſchuſſes zu berechnender verhaͤlt⸗ 
nißmaͤßiger Theil zu der dem betreffenden Buchhalter zu bewilligenden 
Penſion eintretenden Falls gezahlt werden muß. 


Zu H. 91. 
Die Buͤreau⸗ und Unterbeamten der Sozietät werden in Betreff ihrer 
Pen⸗ 


Te oe ee A * Wen mere . ee 


| | ze 
Penſionirung nach den für Staatsbeamte beftehenden Grundſaͤtzen behandelt, 
haben alſo auch, wie dieſe, Penſionsbeitraͤge zu entrichten. 
Zu H. 98. Alinea 1. 


Statt ſechs werden acht Repraͤſentanten, für jeden der beiden Regierungs⸗ 
bezirke vier, gewaͤhlt. ö 7 


ü Zu 8. 99. 

Die Repraͤſentanten werden von der Direktion jährlich wo möglich in der 
erſten Hälfte des Monats Juni nach Königsberg einberufen und tagen unter 
der Leitung eines aus ihrer Mitte gewaͤhlten Vorſitzenden. In dringenden 
Faͤllen, und wenn die Mehrzahl derſelben darauf anträgt, muͤſſen fie außer⸗ 
ordentlich einberufen, ebenſo kann jeder Zeit ihr ſchriftliches Votum erfordert 
werden. 

| Zu H. 100. 

In Stelle des $. 100. tritt folgende Beſtimmung. 

Die Repraͤſentanten find befugt: 

1) von allen Schriftſtuͤcken, welche die Geſchaͤftsfuͤhrung der Sozietät 
betreffen, jederzeit Einſicht zu nehmen, die ganze Verwaltung zu 
überwachen und über alle Angelegenheiten derſelben Beſchluͤſſe zu 
faſſen, — insbeſondere aber d 

2) die von dem Rendanten abgelegte und von der Direktion revidirte 
Jahresrechnung zu ſuperrevidiren und zu quittiren, 

3) auf den Vorſchlag der Direktion innerhalb der Etatsgrenzen außer⸗ 
ordentliche Gratifikationen und Prämien zu bewilligen, 

4) auf den Vorſchlag der Direktion aus dem Vermoͤgen der Sozietät 
Darlehne zu bewilligen, \ 

5) den An⸗ und Verkauf von Grundſtuͤcken und Gerechtigkeiten zu 
genehmigen, a 

6) uͤber die Anſtellung von Regreßklagen und Beſchwerden, und 

7) über die Ausſchließung einzelner Sozietaͤtsmitglieder (§. 11. des 
Reglements) zu beſchließen, 

8) die etatsmaͤßig anzuſtellenden Buͤreau⸗ und Unterbeamten aus den 
dazu von der Direktion vorzuſchlagenden Kandidaten zu waͤhlen, 
ſowie deren Penſionirung zu genehmigen. 

Die Repraͤſentanten ſind beſchlußfaͤhig, wenn mindeſtens fuͤnf 
von ihnen anweſend ſind. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die 

Stimme des Vorſitzenden. a 


Zu H. 103. Alinea 1. 


Wenn in dem Wahltermine kein Waͤhler erſcheint, und der bisherige 
(Nr. 6026.) Be⸗ 


“= 


Bez bskommi ius die Fortsetzung des Ehrenamtes ablehnt, ſo iſt die Direktion 
berechtigt, den Bezirkskommiſſarius auf den Vorſchlag des Landrathes zu er⸗ 


nennen. 


Zu $. 103. Alinea 2. 
In Stelle des Alinea 2. F. 103. tritt folgende Beſtimmung: 


Die Bezirkskommiſſarien werden auf ſechs Jahre gewaͤhlt. Faͤllt 

die Wahl auf einen nicht qualifizirten Aſſozürten, ſo kann die Direk⸗ 

tion die Beſtätigung verſagen und einen anderen Aſſozürten zum Bes 
zirkskommiſſarius ernennen. 8 

Das Amt iſt ein Ehrenamt, das jeder Affoziirte anzunehmen ver⸗ 

pflichtet iſt, inſofern er nicht durch Alter oder Krankheit verhindert 

wird. Der wiedergewaͤhlte Bezirkskommiſſarius kann das Amt fuͤr 


die naͤchſten ſechs Jahre ablehnen. 


Zu Hg. 110. 111. 


Der Bezirkskommiſſarius, ſowie ſein Stellvertreter iſt berechtigt, zu jeder 
Reiſe Behufs einer Kataſterreviſion ſich ſeines eigenen Fuhrwerks zu bedienen, 
wofuͤr ihm von dem Verſicherungsnehmer eine Entſchaͤdigung von 15 Sgr. 
N pro Meile gezahlt werden muß. Dieſen Minimalſatz erhaͤlt er auch, wenn die 
> Entfernung nicht eine volle, jedoch mehr als eine Viertelmeile beträgt. An 
85 Diaͤten ſind von dem Verſicherungsnehmer 2 Rthlr. pro Tag und, wenn nur 
ein halber Tag mit Einſchluß der Reiſe verbraucht iſt, 1 Rthlr. zu zahlen. 


Zu H. 113. 


8 Wenn ein Bezirksko umiſſarius wegen ſeiner Entfernung von der Poſt⸗ 
Be anftalt oder wegen des großen Umfanges der Geſchaͤfte mit dem Dispoſitions⸗ 
. quantum von 4 Rthlrn. nicht ausreicht, ſoll die Direktion berechtigt ſein, daſ⸗ 


ſelbe angemeſſen zu erhoͤhen. 
N Zu $. 128. Alinea 3. | 
In Stelle des Alinea 3. des H. 128. tritt folgende Beſtimmung: 


Zu etwaigen außerordentlichen Ausgaben, welche ſich auf das gegen⸗ 
‚wärtige Reglement nicht gründen, muß die Zuſtimmung der Repraͤ s 
ſentanten eingeholt werden. N i 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
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